
 
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Amsterdamer Straße 192, 50735 Köln 

Telefon: 0221/97668-0, Telefax: 0221/97668-338 
ISSN 0720-2946 

 

Bundesrat Drucksache   910/05 
 21.12.05 
 
 EU 
 
Unterrichtung 
durch die Bundesregierung 
 
 
 
 
Mitteilung der Kommission der Europäischen Gemeinschaften an den Rat, das Europäische 

Parlament, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der 

Regionen - Der Beitrag der Kommission in der Zeit der Reflexion und danach: 

"Plan D für Demokratie, Dialog und Diskussion" 

KOM(2005) 494 endg.; Ratsdok. 14775/05 



 

  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
KEP-AE-Nr. 053181 
 
Übermittelt vom Bundesministerium der Finanzen am 29. November 2005 gemäß § 2 des 
Gesetzes über die Zusammenarbeit von Bund und Ländern in Angelegenheiten der 
Europäischen Union (BGBl. I 1993 S. 313 ff.). 
 
Die Vorlage ist von der Kommission der Europäischen Gemeinschaften am 13. Oktober 2005 
dem Generalsekretär/Hohen Vertreter des Rates der Europäischen Union übermittelt worden. 
 
Der Umdruck der Mitteilung erfolgt gemäß § 45a GOBR auf Verlangen des Landes Berlin 
vom 19. Dezember 2005. 
 
Hinweis: vgl. Drucksache 567/01 = AE-Nr. 012161, 
 Drucksache 680/02 = AE-Nr. 022634, 
 Drucksache 404/04 = AE-Nr. 041746 sowie AE-Nr. 052240 
 



 Drucksache 910/05 

1. EINLEITUNG 

Am Ende der Tagung des Europäischen Rates gaben die Staats- und Regierungschefs 
am 18. Juni 2005 eine Erklärung zur "Ratifizierung des Vertrags über eine 
Verfassung für Europa" ab. Hierin wurde nach dem negativen Ausgang der 
Referenden zur Europäischen Verfassung in Frankreich und den Niederlanden eine 
“Zeit der Reflexion” gefordert. 

Die Staats- und Regierungschefs machten den Mitgliedstaaten Vorschläge für die Art 
der Diskussion, die stattfinden könnte: “Diese Zeit der Reflexion wird in jedem 
unserer Länder für eine ausführliche Diskussion genutzt werden, an der die Bürger, 
die Zivilgesellschaft, die Sozialpartner, die nationalen Parlamente und die 
politischen Parteien teilnehmen werden”. Es wurde ebenfalls hervorgehoben, dass 
die Organe der Europäischen Union "ihren Beitrag leisten müssen, wobei der 
Kommission eine besondere Rolle zukommt". Mit dieser Mitteilung soll dem Wunsch 
der Staats- und Regierungschefs entsprochen werden.  

Die Europäische Kommission hat die Ratifizierung der Verfassung tatkräftig 
unterstützt und allen Mitgliedstaaten bei ihren Informationskampagnen zur Seite 
gestanden. Einzelne Kommissionsmitglieder haben sich aktiv an der Diskussion in 
den verschiedenen Mitgliedstaaten beteiligt. Die Kommission ist weiterhin der 
Auffassung, dass die Verfassung ein wichtiger Schritt wäre, um die Europäische 
Union in der Außenwahrnehmung demokratischer, transparenter, handlungsfähiger 
und stärker zu machen. Die Kommission bedauert daher, dass es unter den 
gegenwärtigen Umständen unwahrscheinlich ist, dass die Verfassung in absehbarer 
Zukunft ratifiziert wird. Solange der Ratifizierungsprozess nicht abgeschlossen ist, 
sollte ihrer Ansicht nach die in der Verfassung erzielte generelle Ausgewogenheit 
nicht durch die stückweise Umsetzung einzelner Teile des Textes gefährdet werden. 
Die Zeit der Reflexion sollte vielmehr zunächst zu einer umfassenden und intensiven 
Diskussion über europäische Themen genutzt werden. Jede Vision zur Zukunft 
Europas muss sich auf eine klare Bestandsaufnahme der Bedürfnisse und 
Erwartungen der Bürger stützen. Dies ist der Zweck, den wir mit Plan D verfolgen.  

2. ZIELE VON PLAN D 

Die Kommission hat einen Plan D für Demokratie, Dialog und Diskussion 
vorgeschlagen, nicht als Rettungsmaßnahme für die Verfassung, sondern um eine 
umfassendere Diskussion zwischen den demokratischen Organen der Europäischen 
Union und ihren Bürgern anzuregen. Diese Debatte ist als Ergänzung zu den bereits 
bestehenden oder vorgeschlagenen Initiativen und Programmen, beispielsweise in 
den Bereichen Bildung, Jugend, Kultur und Förderung der aktiven 
Unionsbürgerschaft, zu sehen. 

Plan D fügt sich ein in den Aktionsplan für Kommunikation über Europa1, mit 
dessen Hilfe die Art und Weise, in der die Kommission der Außenwelt ihre Tätigkeit 

                                                 
1 Aktionsplan für eine bessere Kommunikationsarbeit der Kommission zu Europa SEK(2005)985 - 

20/07/2005 
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darstellt, verbessert werden soll, sowie in das angekündigte Weißbuch zur 
Kommunikationsstrategie und Demokratie, mit dem ein Konsultationsprozess über 
die Grundsätze der Kommunikationspolitik in der Europäischen Union und die 
Bereiche der Zusammenarbeit mit anderen Organen und Institutionen der 
Europäischen Union in Gang gesetzt werden soll. Gemeinsam mit Plan D bilden 
diese Initiativen einen langfristigen Plan zur Wiederbelebung der europäischen 
Demokratie und tragen zum Entstehen einer europäischen Öffentlichkeit bei, die dem 
Bürger die Informationen und die Instrumente an die Hand gibt, um aktiv am 
Entscheidungsfindungsverfahren teilzunehmen und Teilhaber des europäischen 
Einigungswerks zu werden.  

Wiederherstellung des Vertrauens der Öffentlichkeit in die Europäische Union 

Angesichts des schwindenden Vertrauens in die politischen Systeme ist die 
Kommission der Auffassung, dass die repräsentative Demokratie weiterhin das 
Vertrauen und die Beteiligung der europäischen Bürger gewährleisten muss. Die 
letzte Eurobarometer-Umfrage2 zeigt, dass die öffentliche Zustimmung zur 
Europäischen Union in den letzten Monaten ständig abgenommen hat. Alle 
Indikatoren im Zusammenhang mit Vertrauen, Image oder Beurteilung der EU-
Mitgliedschaft verzeichnen eine Abnahme. Eine ähnliche Abnahme ist bei der 
öffentliche Zustimmung und dem Vertrauen in den nationalen politischen Prozess zu 
beobachten. Obwohl die Mitgliedschaft in der EU nach wie vor von 54 % der EU-
Bürger befürwortet wird, ist das Ansehen der Europäischen Union bei den Bürgern 
ständig gesunken. Nur noch 47 % der Befragten stehen der EU positiv gegenüber. 
Das Vertrauen zur Europäischen Union ist von 50 % im Herbst 2004 auf 44 % im 
Frühjahr 2005 gesunken. 

Die Bürger müssen erkennen, dass Europa einen Zusatznutzen bietet, und sie die 
Möglichkeit haben, Entscheidungen zu beeinflussen. Gegenwärtig glauben 53 % der 
Bürger nicht, dass ihre Stimme in der Europäischen Union zählt2. Auf die Frage, 
welche Rolle die Europäische Union in fünf Jahren spielen solle, wünschen sich 
49 % eine bedeutendere Rolle, und nur 14 % ein geringeres Engagement in 
wichtigen Politikbereichen. Dies verlangt ein Europa, das stärker den Erwartungen 
der Bürger entspricht. 

Dies ist umso entscheidender, als die Europäischen Organe nur allzu häufig als 
Sündenbock für unpopuläre Entscheidungen sowie als bürgerfern und bürokratisch 
angesehen werden. Eines der wichtigsten Ziele in der Zeit der Reflexion ist das 
Ingangsetzen einer präziseren Kommunikation über die Tätigkeit der Europäischen 
Union. Sowohl die Mitgliedstaaten als auch die Organe der Europäischen Union 
müssen aufhören, sich gegenseitig die Schuld zuzuschieben. 

Zielgruppen und moderne Medien 

Nach Auffassung der Kommission darf sich die Diskussion nicht nur auf die 
politischen Führer und die üblichen Beteiligten beschränken. Die Kommission teilt 
die Ansicht der Staats- und Regierungschefs, wonach an diesen Diskussionen “die 
Zivilgesellschaft, die Sozialpartner, die nationalen Parlamente und die politischen 

                                                 
2 http://europa.eu.int/comm/public_opinion/archives/eb/eb63/eb63_en.htm 
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Parteien” beteiligt werden müssen, glaubt jedoch auch, dass es von zusätzlichem 
Nutzen wäre, auf die einzelnen Zielgruppen einzugehen, die während der 
Informationskampagnen im Rahmen der Referenden nicht erreicht werden konnten. 
Hierzu gehören junge Menschen und Minderheiten. Schließlich können die 
Diskussionen nur zum Erfolg führen, wenn die Massenmedien, insbesondere das 
Fernsehen, an dem Prozess beteiligt werden. Auch das Internet ist besonders wichtig, 
um die Diskussion anzustoßen. 

Eine langfristige Verpflichtung 

Plan D ist nicht auf die Zeit der Reflexion begrenzt, sondern muss für diese 
Kommission auf Dauer gelten. Die gegenwärtige Krise kann nur überwunden 
werden, wenn im Hinblick auf das europäische Einigungswerk ein neuer Konsens 
erreicht wird, der sich auf die Erwartungen der Bürger stützt.  

Aktives Zuhören für mehr Engagement 

Letztendlich geht es bei Plan D für Demokratie, Dialog und Diskussion darum, den 
Bürgern zuzuhören, damit die Europäische Union ihre Belange wahrnehmen kann. 
Ziel der Kommission ist es, diese Diskussion anzustoßen und Anerkennung für den 
Zusatznutzen zu erhalten, den die Europäische Union bietet. Dieser demokratische 
Erneuerungsprozess bedeutet, dass die EU-Bürger das Recht haben müssen, dass ihre 
Belange wahrgenommen werden.  

3. UNTERSTÜTZUNG DER DISKUSSIONEN IN DEN MITGLIEDSTAATEN 

3.1. Veranstaltung von Diskussionen in den Mitgliedstaaten 

Es ist Hauptaufgabe der Mitgliedstaaten, auf den Aufruf zu einer Zeit der Reflexion 
zu reagieren. Alle haben sich verpflichtet, eine umfassende nationale Debatte über 
die Zukunft Europas zu führen. 

Der Kommission ist bekannt, dass in einigen Mitgliedstaaten bereits lebhafte 
Diskussionen begonnen haben. In anderen Mitgliedstaaten muss die Debatte erst 
noch angestoßen, intensiviert oder ausgeweitet werden. Die Kommission ist bereit, 
Impulse zu setzen, indem sie ein gemeinsames Vorgehen vorschlägt und ihre Ideen, 
wie sie als EU-Organ zu dieser Debatte beitragen kann, vorstellt. 

Die Kommission ist der Auffassung, dass ihre Rolle darin besteht, die 
Mitgliedstaaten bei der Veranstaltung von Diskussionen auf nationaler Ebene zu 
unterstützen, und nicht, ihre Aufgabe zu übernehmen. Die Kommission unterstützt 
die Regierungen der Mitgliedstaaten bei der Organisation und Finanzierung von 
Veranstaltungen zur Förderung der Diskussion. Bei diesen Veranstaltungen sollte das 
ganze politische Meinungsspektrum abgedeckt werden. Unterstützt werden die 
Maßnahmen während der Zeit der Reflexion von den Vertretungen der Europäischen 
Kommission in den Mitgliedstaaten (Vertretungen) und den Informationsbüros des 
Europäischen Parlaments. Das Europäische Parlament könnte ebenfalls eine wichtige 
Rolle bei den Diskussionen in den Mitgliedstaaten spielen, sowohl in der 
Zusammenarbeit mit den nationalen Organen als auch durch eine Beteiligung 
einzelner Mitglieder des Europäischen Parlaments.  
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Es gibt kein einheitliches Modell für die Veranstaltung von Diskussionen in den 
Mitgliedstaaten. In einigen Mitgliedstaaten gibt es ständige Einrichtungen, Foren 
oder Plattformen, bei denen regelmäßig Diskussionen über Europafragen stattfinden. 
In anderen gibt es ein weniger gut organisiertes System des Dialogs und der 
Diskussion. Das Nationale Forum in Irland oder die Plattform für Europa in Spanien 
können anderen Mitgliedstaaten als Vorbild dienen. 

Die nationalen, regionalen und kommunalen Parlamente spielen eine besondere 
Rolle bei der Organisation und Förderung der Diskussionen. Die nationalen 
Parlamente gewährleisten eine wirksame Kontrolle der Beschlüsse, die die 
Regierungen der Mitgliedstaaten zu europäischen Fragen fassen. Zahlreiche 
Parlamente der Mitgliedstaaten sind Beispiele für bewährte Verfahren, allerdings 
muss noch viel getan werden, um ihre Kontrollfunktion zu verbessern. Die 
Kommission möchte daher bei ihrer Zusammenarbeit mit den Parlamenten der 
Mitgliedstaaten über die Ziele der Beziehungen der Kommission zu den nationalen 
Parlamenten, mit deren Umsetzung sie Anfang 2005 begonnen hat, hinausgehen. 
Diese Ziele beinhalten drei Schwerpunkte – Zusammenarbeit, konkrete Vernetzung, 
Einbeziehung der Menschen und der Volksvertreter: mehr Gewicht für die 
Parlamente bedeutet mehr Gewicht für den europäischen Bürger – und beinhaltet 
eine Reihe konkreter Maßnahmen wie beispielsweise eine hochrangige Beteiligung 
an der Konferenz der Europa-Ausschüsse der nationalen Parlamente (COSAC) und 
an der Konferenz der Parlamentspräsidenten der EU sowie die Feststellung des 
Bedarfs der Parlamente der Mitgliedstaaten an Informationen und 
Kooperationsmöglichkeiten, wobei der elektronische Austausch von EU-
Informationen zwischen den nationalen Parlamenten erleichtert wird. 

Die Kommission wird sobald wie möglich in enger Zusammenarbeit mit dem 
Europäischen Parlament und nach Konsultation des amtierenden Vorsitzes der 
Konferenz der Parlamentspräsidenten der EU und der Vorsitzenden Troika der 
COSAC die Parlamente der Mitgliedstaaten zu einem nationalen Forum in Brüssel 
einladen, um den Beitrag der nationalen Parlamente während der Zeit der Reflexion 
zu erörtern, Erfahrungen und bewährte Verfahren in den einzelnen Mitgliedstaaten 
auszutauschen und mögliche Formen der Zusammenarbeit und gemeinsame 
Maßnahmen, gegebenenfalls mit Unterstützung durch die Organe der Europäischen 
Union, zu prüfen.  

3.2. Inhalt 

Plan D für Demokratie, Dialog und Diskussion ist ein strukturierter Prozess, um eine 
öffentliche Debatte über die Zukunft der Europäischen Union anzuregen. Der 
politische Inhalt dieser Debatte sollte am Ende der Zeit der Reflexion zu einem 
Konzept führen.  

Innerhalb des von ihr gesetzten einheitlichen Rahmens akzeptiert die Kommission in 
vollem Umfang die eigenen lokalen, regionalen und nationalen Merkmale jeder 
Debatte. Verschiedene Themen werden im Mittelpunkt stehen und die Bedeutung der 
Europäischen Union wird sich je nach Land und politischem Inhalt unterschiedlich 
darstellen.  

Trotz der nationalen Besonderheiten sollten die nationalen Debatten die 
Aufmerksamkeit der Bürger auf die Zukunft Europas lenken, ihre Erwartungen 
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überprüfen und den Zusatznutzen und die konkreten Vorteile von 
Gemeinschaftsmaßnahmen zeigen. Hierdurch soll über institutionelle Fragen und die 
Verfassung hinausgegangen werden. Der Schwerpunkt sollte darauf liegen, wie 
Europa mit Fragen wie Arbeitsplätzen, Wirtschaft, Verkehr, 
Terrorismusbekämpfung, Umweltschutz, Erdölpreisen, Naturkatastrophen oder der 
Bekämpfung der Armut in Afrika und der übrigen Welt umgeht. Mit Hilfe der 
Ergebnisse dieser Diskussionen können die EU-Organe, insbesondere die 
Kommission, ihre Prioritäten besser festlegen.  

Der Prozess sollte in beide Richtungen verlaufen: Den Menschen sollte anhand 
konkreter Erfolge und Projekte die Rolle Europas näher gebracht werden, während 
wir ein offenes Ohr für die Erwartungen der Bürger im Hinblick auf das künftige 
Vorgehen haben müssen. Folgende Themen könnten im Mittelpunkt der Debatten 
stehen: 

• Die wirtschaftliche und soziale Entwicklung Europas: die Fähigkeit Europas, 
Wachstum und mehr Arbeitsplätze zu schaffen, wobei die Wirkung der in 
Lissabon vereinbarten Strategie maximiert wird; die gemeinsamen Werte, auf 
denen das Wirtschafts- und Gesellschaftsmodell in Europa basiert; die 
notwendigen Reformen, um dem globalen Wettbewerb standzuhalten, und die 
Bedingungen für eine nachhaltige Entwicklung. 

• Die Wahrnehmung Europas und seiner Aufgaben: Aufbauend auf bisher 
Erreichtem und den konkreten Vorteilen, die die Union im täglichen Leben der 
Bürger bietet (z.B. Nahrungsmittelsicherheit, Erasmus, einheitliche Währung, 
Verbraucherschutz, Binnenmarkt), könnte sich die Diskussion darauf 
konzentrieren, was nach Meinung der Bürger auf kommunaler Ebene behandelt 
werden sollte, und was ihrer Meinung nach in den Aufgabenbereich der Union 
fällt. Hierzu zählt auch die Schaffung eines Raums der Freiheit, der Sicherheit und 
des Rechts oder der Umgang mit dem Klimawandel und Naturkatastrophen. 

• Die Grenzen Europas und Europas Rolle in der Welt: die Perspektive neuer 
Erweiterungen, die Fähigkeit der Union, neue Mitglieder aufzunehmen, die 
Sicherheit des gesamten Kontinents, die Beziehungen zu ihren Nachbarn oder 
Europas Einfluss im Verhältnis zu den anderen großen Blöcken in der Welt. Was 
erwarten die Menschen von Europa in einer globalisierten Welt in den Bereichen 
Handel (z.B. Textilien) Umweltschutz (z.B. Klimaveränderung), Mobilität 
(z.B. Transeuropäische Netze), Sicherheit (z.B. Beteiligung an friedenssichernden 
Maßnahmen) und Entwicklung (z.B. Entwicklungshilfe, Schuldenerlass für die 
Dritte Welt)? 

Selbstverständlich ist der Themenkatalog im Rahmen von Plan D in keiner Weise 
beschränkt. Vielmehr sollten je nach Zielgruppe und Umständen die interessantesten 
und aktuellsten Themen ausgewählt und diskutiert werden. Die Kommission ist 
bereit, diese Themengebiete auf Anfrage der Mitgliedstaaten zu erarbeiten. 

3.3. Feedback  

Die Diskussionen in den Mitgliedstaaten müssen strukturiert sein, damit das 
Feedback unmittelbare Auswirkungen auf die politische Agenda der Europäischen 
Union hat. Die aktive Beschäftigung mit den Anliegen des Bürgers muss zu 
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konkreten Ergebnissen führen, die am Ende der Zeit der Reflexion berücksichtigt 
werden. Jeder Mitgliedstaat sollte der Kommission und dem Ratsvorsitz eine 
Synthese der vorläufigen Ergebnisse der nationalen Diskussion vorlegen. Diese 
Synthese sollte veröffentlicht werden. 

Ein erstes Feedback könnte im April 2006 erfolgen, damit eine erste Reihe von 
Schlussfolgerungen gezogen werden kann. Als ersten Schritt veranstaltet die 
Kommission am 9. Mai 2006, dem "Europatag", eine europäische Konferenz zur 
Zukunft Europas, zu der Vertreter der Bürgergesellschaft, der Mitgliedstaaten, des 
Europäischen Parlaments und der nationalen Parlamente, der Bürgerschaft und 
anderer EU-Organe und –Institutionen eingeladen sind. Bei dieser Gelegenheit soll in 
Bezug auf die Diskussionen auf nationaler Ebene und die Tätigkeiten, die sich aus 
den grenzübergreifenden Diskussionen ergeben, Bilanz gezogen werden. Im 
Mai 2006 wird auch die Kommission ein Dokument mit einer allgemeinen Synthese 
der Besuche vor Ort und nationalen Debatten in der Union erstellen.  

Hierauf kann sich der österreichische Ratsvorsitz bei der Erstellung der 
Gesamtbilanz stützen, die, wie in der Erklärung der Staats- und Regierungschefs 
gefordert, beim Europäischen Rat im Juni 2006 gezogen werden soll. 

4. INITIATIVEN AUF GEMEINSCHAFTSEBENE 

Die Europäische Kommission ist bereit, eine tragende Rolle in der umfassenden 
Debatte über die Zukunft Europas zu spielen. Auch wenn sie nicht im Mittelpunkt 
der Diskussionen steht, muss sie ihren Beitrag dazu leisten, indem sie für die 
Förderung und Unterstützung grenzüberschreitender Initiativen sorgt. Eine Reihe 
öffentlichkeitswirksamer, grenzübergreifender Veranstaltungen kann ebenfalls dazu 
beitragen, die Sichtbarkeit des Prozesses zu erhöhen und die Beteiligung neuer 
Akteure am europäischen Beschlussfassungsverfahren anzuregen.  

Partnerschaft innerhalb der Organe und Institutionen der EU 

Die Kommission wird bei der Anregung der Debatte auf europäischer Ebene mit dem 
jetzigen und künftigen Ratsvorsitz, dem Europäischen Parlament, dem Rat, dem 
Ausschuss der Regionen und dem Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss 
zusammenarbeiten. Der Großteil dieser Initiativen kann gemeinsam mit dem 
Europäischen Parlament und den anderen Organen und Institutionen der EU 
durchgeführt werden. Die Kommission lädt alle Organe und Einrichtungen der EU 
ein, ihren Beitrag zu leisten und Bereiche der Zusammenarbeit und gemeinsamer 
Maßnahmen zu erörtern.  

Die Kommission will mit dieser Initiative die EU-Bürger dazu anregen, sich politisch 
aktiv an der Debatte über die Zukunft Europas zu beteiligen, den Zusatznutzen, den 
die Europäische Union bietet, deutlich machen sowie Regierungen, politische 
Parteien und Multiplikatoren ermutigen, die breite Öffentlichkeit für die europäische 
Frage zu sensibilisieren.  

Folgende Initiativen sollten während der Zeit der Reflexion auf Gemeinschaftsebene 
ergriffen werden:  
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4.1. Anregung einer umfassenderen öffentlichen Diskussion 

4.1.1. Besuche von Kommissionsmitgliedern in den Mitgliedstaaten 

Die Kommission strebt einen direkten Kontakt mit den Bürgern an, möchte sich mit 
ihren Belangen befassen sowie sichtbarer und präsenter in den nationalen und 
regionalen Diskussionen werden.  

Der Präsident und/oder die Vizepräsidentin für internationale Beziehungen planen 
speziell in den kommenden Monaten eine Reihe von Besuchen in möglichst vielen 
Mitgliedstaaten. Hierbei werden sie von dem Kommissionsmitglied aus dem 
jeweiligen Mitgliedstaat und gegebenenfalls von anderen Kommissionsmitgliedern 
begleitet. Die Kommission empfiehlt, dass sich Mitglieder des Europäischen 
Parlaments hieran ebenfalls beteiligen. Sie sollten zusammentreffen mit 
Regierungen, nationalen Parlamenten, Unternehmern und Gewerkschaftsführern, der 
Zivilgesellschaft, Studenten sowie regionalen und kommunalen Behörden. 
Medienveranstaltungen und Kontakte mit der Zivilgesellschaft gehören zu jedem 
Besuch.  

4.1.2. Verfügbarkeit der Kommissionsmitglieder für die nationalen Parlamente 

Die nationalen Parlamente gewährleisten eine wirksame Kontrolle der Beschlüsse, 
die die Regierungen der Mitgliedstaaten zu europäischen Fragen fassen. Wie oben 
erwähnt, will die Kommission eine aktive Rolle bei den Diskussionen über 
europäische Themen spielen und die Transparenz des europäischen 
Beschlussfassungsverfahrens in allen politischen Bereichen erhöhen.  

Zusätzlich zu der Tatsache, dass es eine Vizepräsidentin für die Beziehungen zu den 
nationalen Parlamenten gibt, werden sich einzelne Kommissionsmitglieder bemühen, 
ihren jeweiligen nationalen Parlamenten auf Anfrage zur Verfügung zu stehen und 
bereit zu sein, die Politik der Kommission zu erläutern und einen Überblick über die 
jüngsten Entwicklungen in der EU zu geben. Die praktischen Vorbereitungen hierfür 
sind im Gange, indem bereits Kontakte zu den nationalen Parlamenten geknüpft 
wurden. 

4.1.3. Bürgerfreundliche Vertretungen 

Die Vertretungen der Kommission sind das Aushängeschild der Kommission in den 
Mitgliedstaaten, werden jedoch von der Mehrheit der Bürger, die die Kommission 
nach wie vor als bürgerfern betrachtet, nicht ausreichend wahrgenommen. Sie sollen 
in der Öffentlichkeit als Anlaufstelle bekanntgemacht werden, wo Informationen zur 
Verfügung gestellt und die Meinungen der Bürger zu europäischen Fragen 
gesammelt werden.  

Die Vertretungen stehen der Öffentlichkeit ständig zur Verfügung. Darüber hinaus 
sollte der Leiter der Vertretung (und, falls möglich, auch die 
Kommissionsmitglieder) in regelmäßigen Abständen für Bürgersprechstunden zur 
Verfügung stehen, wobei diese Veranstaltungen nicht auf die Hauptstädte beschränkt 
werden dürfen. Das Europäische Parlament sollte nach Möglichkeit ebenso 
verfahren, wobei diese Veranstaltungen koordiniert werden sollten. 
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4.1.4. Die Nutzung von Europe-Direct-Zentren für regionale Veranstaltungen 

Die Kommission hat in Partnerschaft mit regionalen und kommunalen 
Trägereinrichtungen ein dezentrales Netz lokaler EU-Informationsrelais eingerichtet. 
Dieses Netz unterstützt alle Organe und Institutionen der EU bei ihrer 
Öffentlichkeitsarbeit vor Ort und bei der Umsetzung des Kommissionskonzepts für 
die Kommunikationsarbeit. 

Die Vertretungen nutzen das neueste Netz der Europe-Direct-Zentren zur 
Unterstützung von Plan D. Sie sollten als Anlaufstelle für die Tätigkeiten auf 
regionaler Ebene genutzt werden. 

4.1.5. Europäischer Runder Tisch für Demokratie 

Die Kommission will Bürger erreichen, insbesondere junge Menschen, die an 
europäischen Themen interessiert sind. Angestrebt werden Möglichkeiten einer 
verbesserten grenzüberschreitenden Diskussion zur Förderung einer aktiven 
Bürgerschaft sowie die Stärkung des Bewusstseins für den Prozess des europäischen 
Einigungswerks. 

Die Kommission arbeitet mit den Vertretern der Bürgergesellschaft zusammen, um 
einen Europäischen Runden Tisch für Demokratie einzurichten. An dem Runden 
Tisch beteiligen sich Bürger verschiedener Weltanschauungen, die 
zusammenarbeiten oder über gemeinsame europäische Themen diskutieren. 
Ausgehend von den Ergebnissen des Europäischen Runden Tisches sollten Treffen in 
allen Mitgliedstaaten veranstaltet werden. 

4.1.6. Europäische „Goodwill Ambassadors“ 

Entscheidend ist eine gute Öffentlichkeitsarbeit über unsere Tätigkeit. Eine gute 
Politik muss durch gute und kreative Initiativen im Bereich der Öffentlichkeits- und 
Medienarbeit ergänzt werden.  

Die Kommission will mit den Mitgliedstaaten zusammenarbeiten, um eine Reihe von 
regionalen Veranstaltungen mit “Europäischen Goodwill Ambassadors” zu 
veranstalten. Hierbei stützt sie sich auf das Vorbild der Vereinten Nationen und die 
Erfahrungen mit den Volksbefragungen in den neuen Mitgliedstaaten im 
Zusammenhang mit ihrem Beitritt und lädt bekannte Persönlichkeiten aus dem 
Kultur-, Geschäfts- oder Sportleben bzw. anderen Bereichen zu Veranstaltungen mit 
bestimmten Zielgruppen ein. Diese "Botschafter" könnten in dem betreffenden 
Mitgliedstaat bei offenen Veranstaltungen, Workshops und allgemeinen 
Diskussionen über bestimmte europäische Themen oder Programme wie Bildung, 
Armutsbekämpfung, Wahlbeteiligung oder Forschung und Entwicklung aktiv 
werden. 

4.2. Förderung der Bürgerbeteiligung am demokratischen Leben 

4.2.1. Förderung eines wirksameren Anhörungsverfahrens 

In den letzten Jahren hat die Kommission ihre Anhörungsverfahren bei wichtigen 
politischen Initiativen verbessert. Die Zahl der Anhörungen interessierter Gruppen 
mit Hilfe von Grün- und Weißbüchern sowie Internet-Befragungen hat erheblich 
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zugenommen. Im Rahmen des Anhörungsverfahrens möchte die Kommission die 
vorhandenen Möglichkeiten zur Sammlung von Rückmeldungen von Bürgern, 
Verbrauchern und Unternehmen in Zusammenarbeit mit dem Europäischen 
Parlament und anderen Organen verbessern.  

Die Kommission will ihre bestehenden Anhörungsverfahren effizienter fördern, um 
eine stärkere Beteiligung der nationalen und regionalen Teilnehmer, wie in dem 
Aktionsplan über die Verbesserung der Öffentlichkeitsarbeit vorgesehen, zu 
erreichen. 

4.2.2. Unterstützung europäischer Bürgerprojekte 

Da nach wie vor eine fehlende Legitimität und mangelnde Beteiligung der 
europäischen Bürger an den politischen Systemen festgestellt wird, muss ihr Sinn für 
die Teilhabe und das Engagement für das europäische Ideal auf allen Ebenen weiter 
gestärkt werden. Das kürzlich vorgeschlagene Programm „Bürger für Europa“ zur 
Förderung der aktiven Unionsbürgerschaft hat genau dies als Hauptziel festgelegt. 

Des Weiteren wurde in einigen Mitgliedstaaten örtlich eine Reihe von 
Bürgerkonventen geschaffen, die häufig in den Beschlussfassungsprozess auf 
regionaler Ebene eingebunden sind. Die Kommission ist bestrebt, Initiativen für 
europäischen Bürgerkonvente zu unterstützen, in denen nach Möglichkeit ein 
repräsentativer Querschnitt der Bürger aus europäischen Regionen bestimmte 
politische Themen diskutiert. Dies könnte auf bestehenden Modellen in den 
Mitgliedstaaten aufbauen und darüber hinaus ein potenzielles Feedback für die 
Diskussionen auf europäischer Ebene bieten.  

4.2.3. Mehr Transparenz  

Der europäische Bürger hat ein Recht auf effiziente, transparente und 
dienstleistungsorientierte öffentliche Institutionen. Die Kommission unterstützt daher 
Bemühungen um mehr Transparenz auf allen Ebenen der EU-Organe, wozu auch 
ihre eigene Europäische Transparenzinitiative gehört. Im Hinblick auf den Rat 
beschloss der Europäische Rat von Sevilla die Öffnung der Ratssitzungen für die 
Öffentlichkeit, wenn der Rat als Mitgesetzgeber handelt. Diese Vorschriften sind in 
der Geschäftsordnung des Rates festgelegt. Hierdurch werden die 
Abstimmungsergebnisse und das Abstimmungsverhalten bei den wichtigsten 
Vorschlägen für die Öffentlichkeit transparenter. Diese Verpflichtungen sind noch 
nicht in die Praxis umgesetzt. Der britische Ratsvorsitz prüft gegenwärtig eine Reihe 
von Möglichkeiten, um die Ratsverfahren transparenter zu machen.  

Die Kommission unterstützt diese Initiative des Ratsvorsitzes, die in dieselbe 
Richtung wie die Europäische Transparenzinitiative der Kommission geht, mit 
Nachdruck.  

4.2.4. Erhöhung der Wahlbeteiligung 

Die niedrigere Wahlbeteiligung auf europäischer, nationaler und kommunaler Ebene 
hat den Eindruck einer fehlenden Legitimität des politischen Prozesses verstärkt. 
Insbesondere bei den letzten Wahlen zum Europäischen Parlament war die 
Wahlbeteiligung in einigen Mitgliedstaaten enttäuschend niedrig. 
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Die Kommission wird den anderen EU-Organen vorschlagen, gemeinsam nach 
Möglichkeiten zu suchen, um die Wahlbeteiligung bei Wahlen zum Europäischen 
Parlament und bei Volksabstimmungen in den Mitgliedstaaten über europäische 
Themen zu erhöhen. Schwerpunkte hierbei sind die Beteiligung junger Menschen 
und von Minderheiten sowie die Nutzung neuer Techniken zur Erhöhung der 
Wahlbeteiligung. Zur Koordinierung der Bemühungen in diesem Bereich könnte eine 
interinstitutionelle Arbeitsgruppe eingerichtet werden. 

4.3. Mittel zur Einrichtung eines Dialogs über europäische Themen 

4.3.1. Besondere Eurobarometer-Umfrage über die Zukunft Europas 

Plan D ist ein Instrument des Zuhörens und des Dialogs. Hierdurch beabsichtigt die 
Kommission, Lehren aus den Sorgen der Bürger zu ziehen. Darüber hinaus erhalten 
die Mitgliedstaaten die Möglichkeit, die Sorgen ihrer Bürger in der Zeit der 
Reflexion zu verstehen. 

Die Kommission wird eine besondere Eurobarometer-Umfrage über die Zukunft 
Europas durchführen und die Meinungen der Bürger über die Zukunft des 
europäischen Einigungswerks sowie die Unterstützung und die Erwartungen der 
Bürger im Hinblick auf die politischen Maßnahmen auf europäischer Ebene 
beurteilen. 

4.3.2. Internet 

Die Erfahrung zeigt zunehmend, dass das Internet ein wichtiges Forum der 
politischen Debatte geworden ist. Wenn die Kommission eine wichtige Rolle bei der 
Moderation der Diskussionen über die Zukunft Europas spielen will, sollte sie die 
Möglichkeiten aller interaktiven Kommunikationsmittel, die diese Debatte 
erleichtern können, ausprobieren.  

Die Kommission nutzt die modernste Internet-Technik, um ihre Politik aktiv zu 
diskutieren und zu vertreten. Das Internet ist ein wichtiges meinungsbildendes 
Diskussionsforum geworden. 

4.3.3. Zielgruppen  

Wichtig in der Phase der Anhörung ist es, dass die Kommission sich auf die 
bewährte Methode stützt, Schwerpunktgruppen als ersten Schritt für eine 
transparente Politik einzusetzen. Besondere Aufmerksamkeit sollte den Ansichten 
junger Menschen gewidmet werden. Dies könnte den Mitgliedstaaten dabei helfen, 
den Feedback-Prozess bei den nationalen Diskussionen zu verbessern. 

Die Kommission ist bereit, die Mitgliedstaaten dabei zu unterstützen, eine 
Schwerpunktgruppenarbeit bei bestimmten europäischen Themen einzusetzen.  

5. FINANZIERUNG 

Die umfassende Debatte über die Zukunft Europas muss durch angemessene 
finanzielle Mittel unterstützt werden. Die Kommission bemüht sich, die 
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Mitgliedstaaten und die Bürgergesellschaft durch die Förderung von Einzelinitiativen 
zu unterstützen.  

Anfang 2005 wurden im Rahmen der Haushaltslinie PRINCE - Debatte über die 
Zukunft Europas (Haushaltslinie 250302) 9 Millionen EUR bereitgestellt. Alle 
Mitgliedstaaten haben eine finanzielle Unterstützung erhalten. Während des 
Ratifizierungsprozesses wurden bereits knapp 6 Millionen EUR zur Verfügung 
gestellt. Die Kommission ist der Auffassung, dass die übrigen Mittel zur 
Unterstützung von Initiativen der Mitgliedstaaten und der Bürgergesellschaft 
eingesetzt werden sollten.  

Die Kommission unterstützt daher die Absicht des Europäischen Parlaments, im 
Rahmen der Haushaltslinie PRINCE für 2006 zusätzliche sechs Millionen Euro 
bereitzustellen. 

6. SCHLUSSFOLGERUNG 

Die nationalen Debatten über die Ratifizierung der Europäischen Verfassung haben 
gezeigt, dass die Mitgliedschaft in der Europäischen Union nach wie vor befürwortet 
wird, das Gefühl der Ausgeschlossenheit vom demokratischen Leben allerdings 
zunimmt.  

Die Staats- und Regierungschefs der Europäischen Union haben eine Erklärung 
abgegeben, in der die Notwendigkeit hervorgehoben wird, auf die Belange der 
Bürger zu achten und eine umfassende Debatte in Gang zu setzen. 

Nun ist der Zeitpunkt des Zuhörens und Handelns gekommen. Diese Mitteilung 
beschreibt die Inhalte und Themen des Plans D für Demokratie, Dialog und 
Diskussion. Sie unterstreicht den nationalen Charakter der Diskussionen, empfiehlt 
jedoch einen strukturierten Feedback-Prozess und eine Reihe möglicher Initiativen 
auf Gemeinschaftsebene.  

Bei Plan D geht es darum, einen neuen Konsens über Europa zu verdeutlichen, zu 
vertiefen und zu legitimieren, sich mit Kritik auseinanderzusetzen und Lösungen zu 
finden, wo die Erwartungen nicht erfüllt wurden. Im Lichte der obigen Ausführungen 
empfiehlt die Europäische Kommission, dass die Mitgliedstaaten: 

– die notwendigen Schritte ergreifen, um sobald wie möglich in jedem 
Mitgliedstaat eine nationale Debatte zu strukturieren; 

– mit der Kommission und anderen Organen und Institutionen 
zusammenarbeiten, um die effektivste Unterstützung und Mitwirkung an den 
nationalen Debatten, wozu auch Besuche in den Mitgliedstaaten gehören, zu 
erzielen; 

– sich bis zum nächsten Europäischen Rat auf das Feedback-Verfahren einigen, 
um zu gewährleisten, dass die Sorgen und Erwartungen der Bürger 
bekanntgemacht werden und in die Bestandsaufnahme, die unter 
österreichischem Ratsvorsitz erfolgen soll, einfließen. 
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FINANZBOGEN FÜR RECHTSAKTE 

1. BEZEICHNUNG DES VORGESCHLAGENEN RECHTSAKTS 

Der Beitrag der Kommission in der Zeit der Reflexion und danach: Plan D für 
Demokratie, Dialog und Diskussion. 

2. ABM/ABB-RAHMEN 

Politikbereich: 16-PRESSE UND KOMMUNIKATION 

Tätigkeiten (HVE 2006): 

16 03 - Analyse der öffentlichen Meinungstrends und Entwicklung allgemeiner 
Informationen für die Bürger  

3. HAUSHALTSLINIEN 

3.1. Haushaltslinie, einschließlich Bezeichnung 

16 03 04 – Prince – Debatte über die Zukunft der Europäischen Union 

3.2. Dauer der Maßnahme und ihrer finanziellen Auswirkungen: 

Der Plan D, der Gegenstand dieser Mitteilung ist, soll wiederholt (jedes Jahr) 
durchgeführt werden. Die für die Durchführung erforderlichen Haushaltsmittel werden im 
Rahmen der mehrjährigen Finanzplanung bereitgestellt.  

3.3. Haushaltstechnische Merkmale (erforderlichenfalls sind weitere Zeilen 
anzufügen): 

Haushaltslinie Art der 
Ausgaben Neu EFTA-Beitrag 

Beiträge von 
Bewerberländer

n 

Rubrik der 
Finanziellen 
Vorausschau 

 

Linie 16 03 04 NOA 
 
GM 

 

Nein Nein Nein Nr. 3 

4. RESSOURCEN IM ÜBERBLICK 

4.1. Mittelbedarf 

4.1.1. Überblick über die erforderlichen Verpflichtungsermächtigungen (VE) und 
Zahlungsermächtigungen (ZE) 
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                                       in Mio. EUR (3 Dezimalstellen) 

 

Art der Ausgaben 

Ab-
schnitt 

  

2006 

Folge-
jahre3 

 

Insge-
samt 

Operative Ausgaben4 

 
 

   

Verpflichtungsermächti-
gungen (VE) 8.1 A 6,000 --- 6,000 

Zahlungsermächtigungen 
(ZE) 

 B 6,000 --- 6,000 

HHÖÖCCHHSSTTBBEETTRRAAGG       

 

Verpflichtungsermäch-
tigungen 

 

A 

 

6,000 

 

 

--- 

 

6,000 

 

Zahlungsermäch-
tigungen 

 

B 

 

6,000 

 

 

--- 

 

6,000 

Im Höchstbetrag nicht enthaltene Verwaltungsausgaben5 

 

Personal- und 
Nebenkosten (NGM) 

8.2.3 D 

 

0,810 

 

 

--- 

 

0,810 

    Geschätzte Gesamtkosten für die Finanzierung der Maßnahme 

VE insgesamt, 
einschließlich 
Personalkosten 

 

a+d 

 

6,810 

 

 

--- 

 

6,810 

                                                 
3 Die Durchführung des Plans D wird 2007 und 2008 fortgesetzt, doch der Mittelbedarf für diese Jahre 

wird erst bei Vorlage der Ergebnisse des Feedback-Verfahrens festgelegt werden. 
4 Ausgaben, die nicht unter Kapitel 16 01 des betreffenden Titels 16 fallen. 
5 Ausgaben, die unter Kapitel 16 01 fallen, außer solche bei Artikel 16 01 04 oder 16 01 05. 
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ZE insgesamt, 
einschließlich 
Personalkosten 

 

b+d 

 

6,810 

 

 

--- 

 

6,810 

 

4.1.2. Vereinbarkeit mit der Finanzplanung 

Für den Haushaltsplan 2005 ist dieser Vorschlag mit der Finanzplanung 
vereinbar.  

Der Mittelbedarf für die Durchführung des Plans D im Jahr 2005 wird durch 
eine interne Umschichtung der Mittel der GD PRESS – Haushaltslinie 
PRINCE – gedeckt werden. 

Für 2006 wird der Mittelbedarf durch die Haushaltslinie PRINCE gedeckt 
werden, sofern die Haushaltsbehörde die erforderlichen Mittel zuweist. Das 
Europäische Parlament hat bereits mehrere Änderungsanträge mit dem Ziel 
einer Mittelerhöhung gegenüber dem HVE 2006 eingereicht, um die Mittel 
dieser Haushaltslinie aufzustocken.  

In den Jahren 2007 und 2008 wird die Durchführung des Plan D fortgesetzt. 
Für diese Jahre werden sich die Mittel nach Maßgabe der Ergebnisse des ersten 
Feedbacks bestimmen. Daher sind sie in den Tabellen dieses Finanzbogens 
nicht ausgewiesen. Sie werden sich nach der Finanziellen Vorausschau 2007-
2013 und der daraus resultierenden mehrjährigen Finanzplanung bestimmen.  

 4.1.3. Finanzielle Auswirkungen auf die Einnahmen 

Der Vorschlag hat keine finanziellen Auswirkungen auf die Einnahmen. 

4.2. Personalbedarf (Vollzeitäquivalent - Beamte, Zeitbedienstete und externes 
Personal) - Einzelheiten hierzu siehe Abschnitt 8.2.1 

  

 

Jährlicher Bedarf 

 

2006 

 

Folge-
jahre 

Personalbedarf 
insgesamt 

7,5 --- 
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5. MERKMALE UND ZIELE 

5.1. Kurz- oder längerfristig zu deckender Bedarf: 

Der Europäische Rat hat auf seiner Tagung vom 18. Juni 2005 eine Erklärung abgegeben, in 
der er nach dem negativen Ausgang der Referenden zur Europäischen Verfassung in 
Frankreich und den Niederlanden eine Zeit der Reflexion fordert. Die Kommission schlägt 
einen Plan D für Demokratie, Dialog und Diskussion vor, mit dem eine umfassendere 
Diskussion über die Beziehungen zwischen den demokratischen Organen der EU und ihren 
Bürgern angestoßen werden soll. In der Mitteilung sind zahlreiche Initiativen zur Anregung 
einer umfassenden öffentlichen Diskussion in den Mitgliedstaaten und auf 
Gemeinschaftsebene aufgeführt. Diese Initiativen müssen auf bestimmte Zielgruppen (z. B. 
Frauen, junge Menschen, Minderheiten, Arbeitslose) ausgerichtet und Gegenstand einer 
angemessenen Berichterstattung in den Medien sein. Der Plan D muss für die gesamte 
Amtszeit der Kommission und darüber hinaus gelten. 

Die Vertretungen der Kommission in den Mitgliedstaaten werden ein Eckstein des neuen 
Konzepts sein. 

5.2. Durch die Gemeinschaftsintervention bedingter Mehrwert, Kohärenz des 
Vorschlags mit anderen Finanzinstrumenten sowie mögliche Synergieeffekte: 

Der Mehrwert der vorgeschlagenen Maßnahmen besteht in der Garantie, dass das Feedback 
nach der Diskussion unmittelbare Auswirkungen auf die politische Agenda der Europäischen 
Union haben kann. Die Kommission schlägt daher ihre Unterstützung bei der Durchführung 
und Finanzierung von Veranstaltungen vor, die die Europa-Diskussion fördern. Im Rahmen 
des Möglichen sind die Initiativen in Zusammenarbeit mit anderen EU-Organen und -
Einrichtungen durchzuführen. 

Der Plan D wird in Synergie mit dem am 20.07.2005 vom Kollegium angenommenen 
Aktionsplan der Kommission für eine bessere Kommunikationsarbeit zu Europa durchgeführt.  

5.3. Ziele, erwartete Ergebnisse und entsprechende Indikatoren im Rahmen der 
ABM-Methodik: 

Die mit dem Plan D verfolgten Ziele entsprechen den allgemeinen Zielen der Kommission 
und den in ABM und ABB niedergelegten operativen Zielen der GD PRESS. 

Dieser Teil des Finanzbogens nimmt auf die im Plan D beschriebenen Maßnahmen und Ziele 
Bezug, die Auswirkungen auf den Haushalt und/oder den Personalbedarf der GD PRESS 
haben.   

Die Vertretungen der Kommission in den Mitgliedstaaten sind an der Durchführung der 
nachstehend beschriebenen Ziele und Maßnahmen weitgehend beteiligt. 

1. Erstes operatives Ziel: Unterstützung der Diskussionen in den Mitgliedstaaten  
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• Beitrag zu den ABM-Zielen der GD PRESS und den allgemeinen Zielen der 
Kommission 

Dieses Ziel wird mit Hilfe folgender Maßnahmen umgesetzt, die sich allesamt 
in die allgemeinen Ziele der GD PRESS und die derzeitigen ABB-
Haushaltslinien einfügen: 

1.1. Veranstaltung von Diskussionen in den Mitgliedstaaten: Die 
Kommission unterstützt die Mitgliedstaaten bei der Durchführung von 
Veranstaltungen, die die Europa-Diskussion fördern. 

1.2. Feedback  : Veranstaltung einer europäischen Konferenz am 9. Mai 2006. 

• Maßnahmen/erwartete Ergebnisse/erwartete Wirkung/Indikatoren 

Operative Unterziele/ 
Maßnahmen 

 

Bezug Plan D Maßnahmen Erwartete 
Ergebnisse/Wirkung 

Indikatoren 

Veranstaltung von 
Diskussionen in den 
Mitgliedstaaten : 

3.1. Unterstützung bei der 
Durchführung von 
Veranstaltungen, die 
die Europa-Diskussion 
fördern 

Durchführung einer 
Diskussionsveranstal-
tung in jedem 
Mitgliedstaat; 
Förderung regionaler 
Initiativen und Betei-
ligung der nationalen 
Parlamente 

 

Anzahl der 
durchgeführten 
Diskussionsveranstal-
tungen  

Berichte der Mitglied-
staaten 

1.2 Feedback 3.3. Durchführung der 
europäischen 
Konferenz im Mai 
2006; 
zusammenfassender 
Bericht 

Zusammentragen der 
ersten Schlussfolge-
rungen der Diskussion 
und Leitlinien für die 
Vorbereitung des 
Europäischen Rates im 
Juni 2006 

Anzahl der 
Konferenzteilnehmer 

Ex-ante- und Ex-post-
Bewertung 

 

2. Zweites operatives Ziel: Anregung einer umfassenderen öffentlichen Diskussion 

• Beitrag zu den ABM-Zielen der GD PRESS und den allgemeinen Zielen der 
Kommission 

Dieses Ziel wird mit Hilfe folgender Maßnahmen umgesetzt, die sich allesamt 
in die allgemeinen Ziele der GD PRESS und die derzeitigen ABB-
Haushaltslinien einfügen: 

2.1. Besuche von Kommissionsmitgliedern in den Mitgliedstaaten Diese 
Maßnahme wird im Rahmen des Aktionsplans der Kommission für eine 
bessere Kommunikationsarbeit zu Europa umgesetzt. 
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2.2. Bürgerfreundliche Vertretungen der Kommission Die Vertretungen der 
Kommission führen häufig Informationsveranstaltungen und öffentliche 
Diskussionen durch.   

2.3. Nutzung der Europe-Direct-Zentren für regionale Veranstaltungen  
Diese Maßnahme wird im Rahmen des Aktionsplans der Kommission für eine 
bessere Kommunikationsarbeit zu Europa umgesetzt. 

2.4. Europäischer Runder Tisch für Demokratie Es werden ein 
europäischer Runder Tisch eingerichtet und Zusammenkünfte im Rahmen des 
Rundes Tisches in den Mitgliedstaaten organisiert.  

2.5. Europäische Goodwill-Botschafter Diese Maßnahme wird im Rahmen 
des Aktionsplans der Kommission für eine bessere Kommunikationsarbeit zu 
Europa umgesetzt. 

• Maßnahmen/erwartete Ergebnisse/erwartete Wirkung/Indikatoren 

Operative Unterziele/ 
Maßnahmen 

 

Bezug Plan D Maßnahmen Erwartete 
Ergebnisse/Wirkung 

Indikatoren 

2.1. Besuche von 
Kommissionsmitgliedern in 
den Mitgliedstaaten 

4.1.1. Besuche von 
Kommissionsmit-
gliedern in den 
Mitgliedstaaten, 
Ausbau der 
Kontakte mit 
regionalen und 
lokalen Medienver-
tretern, 
Kommunikations-
maßnahmen 

Größere Bekanntheit 
und besseres Image der 
Kommissionsmitglie-
der in den 
Mitgliedstaaten, 
bessere Qualität der 
Informationen, bessere 
Zielgruppen-
ausrichtung, 
Annäherung an die 
Bürger 

Medienbericht-
erstattung, 
Bekanntheit der EU 
bei den Bürgern 

2.2. Bürgerfreundliche 
Vertretungen 

4.1.3. Durchführung 
monatlicher 
Informations- und 
Diskussionsveran-
staltungen für 
bestimmte 
Zielgruppen in den 
Mitgliedstaaten 

Annäherung der 
Bürger an die 
Gemeinschaftsorgane, 
aufmerksameres 
Zuhören in den 
Mitgliedstaaten 

Anzahl der in den 
Mitgliedstaaten 
durchgeführten 
Informations- und 
Diskussionsver-
anstaltungen 

Anzahl der 
Veranstaltungsteil-
nehmer 

2.3. Nutzung der Europe-
Direct-Zentren für 
regionale Veranstal-
tungen  

4.1.4. Förderung der 
Europe-Direct-
Zentren 

Einholen von Feed-
back der 
verschiedenen 
Zielgruppen auf 
lokaler Ebene 
Annäherung und 
bessere Information 
der Bürger 

Zahl der 
durchgeführten 
Veranstaltungen und 
der behandelten 
Themen; Anzahl der 
Veranstaltungsteil-
nehmer; Ex-ante- und 
Ex-post-Bewertung 
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2.4. Europäischer Runder 
Tisch für Demokratie 

4.1.5. Durchführung eines 
Europäischen 
Runden Tisches; 
Durchführung von 
Runden Tischen in 
den Mitgliedstaaten 

Politischer Dialog 
zwischen der 
Kommission (oder 
anderen Organen) und 
den Bürgern 

Anzahl der 
durchgeführten Rund-
Tisch-
Veranstaltungen 

Erreichte Zielgruppen 
und Zahl der 
Veranstaltungs-
teilnehmer 

Ex-ante- und Ex-post-
Bewertung 

2.5. Europäische 
Goodwill-Botschafter 

4.1.6. Durchführung von 
Veranstaltungen, die 
zahlreiche 
Zielgruppen 
anziehen 
Medienbericht-
erstattung 

Verbesserung des 
Images der EU und der 
Kenntnis ihrer Politik; 
Annäherung an die 
Bürger 

Anzahl von 
Veranstaltungen 

Teilnehmerzahl 

Qualität der Medien-
berichterstattung 

 

3. Drittes operatives Ziel: Förderung der Bürgerbeteiligung am demokratischen 
Leben 

• Beitrag zu den ABM-Zielen der GD PRESS und den allgemeinen Zielen der 
Kommission 

Dieses Ziel wird mit Hilfe folgender Maßnahmen umgesetzt, die sich allesamt 
in die allgemeinen Ziele der GD PRESS und die derzeitigen ABB-
Haushaltslinien einfügen: 

3.1. Förderung eines wirksameren Anhörungsverfahrens Diese Maßnahme 
wird im Rahmen des Aktionsplans der Kommission für eine bessere 
Kommunikationsarbeit zu Europa umgesetzt. 

3.2. Unterstützung für Projekte der Unionsbürgerschaft Dieses Ziel wird 
durch die Organisation von Konventen auf regionenübergreifender Ebene 
umgesetzt.  

3.3. Mehr Transparenz Diese Maßnahme wird im Zuge von Initiativen des 
Rates und des Vorsitzes der EU umgesetzt.  

3.4. Erhöhung der Wahlbeteiligung durch Einsatz neuer Technologien 
Diese Maßnahme wird durch eine gemeinsame Aktion der europäischen 
Organe und der Einrichtungen der Mitgliedstaaten verwirklicht. 
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• Maßnahmen/erwartete Ergebnisse/erwartete Wirkung/Indikatoren 

Operative Unterziele/ 
Maßnahmen 

 

Bezug Plan D Maßnahmen Erwartete 
Ergebnisse/ 
Wirkung 

Indikatoren 

3.1. Förderung eines 
wirksameren 
Anhörungsverfahrens 

4.2.1. Optimale 
Nutzung der 
vorhandenen 
Instrumente, um 
das Feedback der 
Öffentlichkeit 
einzuholen  

Input und Feed-
back bei der 
Entwicklung 
der politischen 
Maßnahmen der 
Union 

Anzahl und Qualität der 
durchgeführten 
Konsultationen  

Erreichte Zielgruppen 

Ex-ante- und Ex-post-
Bewertung 

 

3.2. Unterstützung 
von Projekten der 
Unionsbürgerschaft  

4.2.2. Organisation von 
Konventen auf 
regionenüber-
greifender Ebene 
Empfehlungen/ 
Berichte an die 
auf regionaler 
und nationaler 
Ebene 
zuständigen 
Regierungen  

Entschärfung 
der 
Legitimations-
krise der politi-
schen Systeme. 
der Beteiligung 
der Bürger 
mehr Sinn 
verleihen 

Anzahl der vertretenen 
Regionen; Anzahl der 
Konvente; Anzahl der 
Teilnehmer; Ex-ante- und 
Ex-post-Bewertung 

3.3. Mehr 
Transparenz 

4.2.3. Transparenz  der 
Arbeit des Rates 
und der anderen 
Organe; Einsicht 
der Öffentlich-
keit in die 
Abstimmungs-
ergebnisse  

Identifizierung 
der 
Öffentlichkeit 
mit den Ent-
scheidungen 
und Beschlüs-
sen des Rates; 
Verstehen der 
Rolle des Rates 
als Gesetzgeber 
und der Rolle 
der EU-Organe  

angenommene 
Transparenzmaßnahmen; 
geänderte 
Geschäftsordnung 

3.4. Erhöhung der 
Wahlbeteiligung 

4.2.4. Einrichtung einer 
interinstitutio-
nellen Arbeits-
gruppe 

Erhöhung der 
Legitimation 
der 
demokratischen 
Organe 

Verbesserung der 
elektronischen 
Abstimmungssysteme; 
Höhe der Wahlbeteiligung 

 



Drucksache 910/05 20 

4. Viertes operatives Ziel: Einrichtung eines Dialogs über europäische Themen 

• Beitrag zu den ABM-Zielen der GD PRESS und den allgemeinen Zielen der 
Kommission 

Dieses Ziel wird mit Hilfe folgender Maßnahmen umgesetzt, die sich allesamt 
in die allgemeinen Ziele der GD PRESS und die derzeitigen ABB-
Haushaltslinien einfügen: 

4.1.  Verfügbarkeit der Kommissionsmitglieder in den nationalen 
Parlamenten Diese Maßnahme wird im Rahmen des Aktionsplans der 
Kommission für eine bessere Kommunikationsarbeit zu Europa umgesetzt. 

4.2. Spezielle Eurobarometer-Umfrage über die Zukunft Europas Diese 
Maßnahme wird im Zuge einer neuen Eurobarometer-Umfrage über die 
Zukunft der Union umgesetzt. 

4.3. Internet: Diese Maßnahme wird im Rahmen des Aktionsplans der 
Kommission für eine bessere Kommunikationsarbeit zu Europa umgesetzt. 

4.4. Zielgruppen: Diese Maßnahme wird im Rahmen des Aktionsplans der 
Kommission für eine bessere Kommunikationsarbeit zu Europa umgesetzt. 

• Maßnahmen/erwartete Ergebnisse/erwartete Wirkung/Indikatoren 

Operative Unterziele/ 
Maßnahmen 

 

Bezug Plan D Maßnahmen Erwartete 
Ergebnisse/Wirkung 

Indikatoren 

4.1. Verfügbarkeit der 
Kommissionsmitglieder 
in den nationalen 
Parlamenten 

4.1.2. Erklärung der 
Politik der Union 
durch die 
Kommissionsmit-
glieder in den 
nationalen 
Parlamenten 

Erleichterung der 
Diskussion über die 
Union; Steigerung der 
Transparenz der EU-
Organe 

Anzahl der 
Parlamentssitzungen/
Diskussionen  

4.2. Spezielle 
Eurobarometer-
Umfrage über die 
Zukunft Europas 

4.3.1. Spezielle 
Eurobarometer-
Umfrage über die 
Zukunft Europas 

Analyse der 
Meinungen der Bürger 
und ihrer Erwartungen 
bezüglich des euro-
päischen Einigungs-
werks 

Indikatoren für die 
Nutzung der 
Umfrageergebnisse; 
Profil der 
Öffentlichkeit 

4.3. Internet: 4.3.2. Entwicklung einer 
neuen Website 
speziell für die 
Europa-Diskussion 

Interaktive, die 
Diskussion erleich-
ternde Kommunika-
tion, Attraktivität der 
Website, Effizienz der 
Suchmaschinen, 
Gesamtkohärenz  

Entwicklung der Zahl 
der Besucher auf der 
Website; Kapazität 
der Systeme 

4.4. Zielgruppen: 4.3.3. Nutzung von 
Zielgruppen durch 
die Mitgliedstaaten 

Ausbau der Konsul-
tationsverfahren 

Anzahl der 
Zielgruppen; Anzahl 
der Antworten; 
Übernahme der 
Ergebnisse 
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5.4. Durchführungsmodalitäten  

Zentrale Verwaltung: 

- direkt durch die Kommission 

6. ÜBERWACHUNG UND BEWERTUNG 

6.1. Überwachungssystem 

Das interne Berichterstattungssystem für die laufenden Maßnahmen wird auf die 
neuen Maßnahmen ausgeweitet.  

6.2. Bewertung 

6.2.1. Ex-ante-Bewertung: 

Bei seinem Seminar vom 20. September 2005, das speziell dem Plan D gewidmet 
war, hat das Kollegium die allgemeinen Leitlinien des Plans bestätigt; der dafür 
erforderliche zusätzliche Ressourcenbedarf der GD PRESS geht aus diesem 
Finanzbogen hervor. 

Die operativen Maßnahmen, die im Rahmen der Mitteilung durchgeführt werden 
sollen, richten sich nach den Ergebnissen der Analysen, die mit Hilfe der 
Bewertungsfunktion der GD PRESS erstellt werden. 

6.2.2. Maßnahmen im Anschluss an eine Zwischen-/Ex-post-Bewertung  

Im April 2006 dürfte ein erstes Feedback eingeholt werden, damit eine erste Reihe 
von Schlussfolgerungen gezogen werden kann. Die Kommission wird am 9. Mai 
2006, dem « Europatag », eine europäische Konferenz zur Zukunft Europas 
veranstalten, zu der Vertreter der Zivilgesellschaft, der Mitgliedstaaten, der 
Bürgerschaft und anderer EU-Organe und -Institutionen eingeladen sind. Auf dieser 
Konferenz sollen die ersten Schlussfolgerungen der Diskussion auf europäischer 
Ebene gezogen werden. Im Mai 2006 wird die Kommission ein Dokument mit einer 
Synthese der nationalen Diskussionen erstellen. 

Hierauf kann sich der österreichische Ratsvorsitz bei der Erstellung der 
Gesamtbilanz stützen, die, wie in der Erklärung der Staats- und Regierungschefs 
gefordert, beim Europäischen Rat im Juni 2006 gezogen werden soll.    

6.2.3. Modalitäten und Periodizität der vorgesehenen Bewertungen: 

Auf der Grundlage der Ergebnisse beim Europäischen Rat im Juni 2006 könnte ein 
zweites Feedback Anfang 2007 notwendig sein, damit die Kommission ihre 
strategische und politische Agenda im Rahmen der Halbzeitüberprüfung anpassen 
kann.   
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7. BETRUGSBEKÄMPFUNGSMASSNAHMEN 

Es gelten die Bestimmungen über die Ausführung des Haushalts und insbesondere 
über die Kontrollmaßnahmen. 

8.  RESSOURCEN IM EINZELNEN 

8.1. Ziele des Vorschlags und Finanzbedarf (Verpflichtungsermächtigungen in EUR) 

Die in der nachstehenden Tabelle angegebenen Beträge entsprechen dem für die 
Durchführung des Aktionsplans erforderlichen Finanzbedarf. 

Da einige der im Plan D beschriebenen Maßnahmen in Synergie mit dem Aktionsplan der 
Kommission zur Verbesserung ihrer Kommunikationsarbeit zu Europa durchgeführt werden 
sollen, ist hier nur der Finanzbedarf für die nicht im Aktionsplan enthaltenen Maßnahmen 
aufgeführt.  
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In EUR 

2006 INSGESAMT Bezeichnung 
der Ziele, 
Maßnahmen 
und Outputs 

Art der 
Outputs 

Durch-
schnitts-
kosten 

Zahl der Outputs  Gesamt-
kosten  

A
nz
ah
l 

Gesamt-
kosten  

1. 
Unterstützung 
bei der 
Durchführung 
von Diskus-
sionen in den 
Mitglied-
staaten 

            

1.1. 
Durchführung 
von Diskussio-
nen in den 
Mitglied-
staaten 

            

Unterstützung 
bei Veran-

staltungen, die 
die Europa-
Diskussion 

fördern Unterstützung 8.000 25 200.000 25 200.000 

1.2. Feedback             

Europäische 
Konferenz 

Europäische 
Veranstal-
tungen 700.000 1 700.000 1 700.000 

Ziel 1 
insgesamt 

       

900.000 

   

900.000 

2. Anregung 
einer 
umfassende-
ren öffentli-
chen Diskus-
sion 

            

2.4. 
Europäischer 
Runder Tisch 
für Demokratie 

            

Zusammen-
künfte 

anlässlich des 
Europäischen 

Runden 
Tisches  

Zusammen-
künfte 96.000 25 2.400.000 25 2.400.000 

Ziel 2 
insgesamt 

       

2.400.000 

   

2.400.000 
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3. Förderung 
der 
Bürgerbetei-
ligung am 
demokrati-
schen Leben 

            

3.2. 
Unterstützung 
von Projekten 
der 
Unionsbürger-
schaft 

            

Bürgerkon-
vente 

Bürgerkon-
vente 84000 25 2.100.000 25 2.100.000 

Ziel 3 
insgesamt 

      

 

2.100.000 

   

2.100.000 

 

4. Herstellung 
eines echten 
Dialogs über 
die 
europäische 
Politik 

            

4.2. 
Eurobarometer 

            

 spezielle 
Eurobarometer-
Umfrage über 

die Zukunft 
Europas 

Eurobarometer-
Umfrage –
Ankauf von 
Dienstleistun-
gen und Daten 

600.000 1 600.000 1 600.000 

Ziel 4 
insgesamt 

      

 

600.000 

   

600.000 

 

GESAMT-
KOSTEN 

      6.000.000   6.000.000 
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8.2. Verwaltungskosten 

8.2.1. Art und Anzahl des erforderlichen Personals 

 

Art der 
Stellen 

  
Zur Verwaltung der Maßnahme 

einzusetzendes vorhandenes 
Personal 

(Stellenzahl/Vollzeitäquivalent) 

GD PRESS (Zentrale) 

    

2006 Folgejahre 

A*/AD 3 --- Beamte oder 
Bedienstete 
auf Zeit6 (16 

01 01) 

 
B*, 
C*/AST 

4,5 --- 

INSGESAMT 7,5   

 

Die Maßnahme wird mit dem Personal der Task Force “ Zukunft der Union“ im Jahr 2005 mit 
gleichbleibendem Personalbestand oder auf der Grundlage einer internen 
Personalumschichtung durchgeführt.  

8.2.2. Zuordnung der Stellen des damit betrauten Statutspersonals 

Derzeit für die Verwaltung des fortzuschreibenden Programms zugewiesene Stellen. 
Alle Stellen müssen verlängert werden.  

                                                 
6 Die Kosten hierfür sind NICHT im Höchstbetrag enthalten. 
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8.2.3. Im Höchstbetrag nicht enthaltene Personal- und Nebenkosten 

        in Mio. EUR (3 Dezimalstellen) 

Art des Personals 2006 Folgejahre 

Beamte und Bedienstete auf Zeit (16 
01 01) 

 

0,810 

 

--- 

 

Personal- und Nebenkosten 
insgesamt (NICHT im Höchstbetrag 

enthalten) 

 

0,810 

 

 

 

Berechnung - Beamte und Bedienstete auf Zeit (16 01 01) 

  

EUR 108 000/Jahr x 7,5 Beamte = 810 000 pro Jahr 

(s. Leitlinien zum Ausfüllen des Finanzbogens, BudgWeb) 


